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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 

Vor si tz end e: Präsident Benya, Zweiter Finanz- und Budgetausschusses teil. Er zählte 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. zu den bescheidenen, aber eifrigen Mitgliedern 

des Hohen Hauses und nahm auch stets 
hilfsbereit die in der Offentlichkeit vielfach 

Präsident: Die Sitzung ist e r Ö f f n e t. 
zuwenig gewürdigte Tätigkeit eines Frak­
tionssprechers oder Berichterstatters in den 
Ausschüssen des Nationalrates auf sich. 

Nachruf Hermann Wielandner wurde am 15. August 
Präsident: Hohes Hausl (Die Anwesenden 1920 in Bischofshofen als achtes Kind eines 

erheben sich von ihren Plätzen.) 

Vergangene Woche erreichte uns die 
erschütternde Nachricht, daß unser allseits 
geschätzter Kollege Abgeordneter Hermann 
Wielandner nur kurze Zeit nach Vollendung 
seines 54. Lebensjahres am 21. November 
einem schweren Leiden erlegen ist. Wir 
trauern mit seiner Frau und zwei Kindern 
um den Verstorbenen. 

Noch vor wenigen Tagen weilte Abgeordne-

Eisenbahners geboren. In seinem Geburtsort 
besuchte er die Volks- und Hauptschule und 
anschließend in der Landeshauptstadt Salz­
burg die Handelsschule. Zu Jahresbeginn 1937 
trat er in das Berufsleben ein, zunächst als 
Praktikant beim Gemeindeamt Werfen, später 
als Sparkassenangestellter in St. Johann im 
Pongau, und kehrte schließlich im Juli 1938 
als Kanzleiangestellter in seinen Heimatort, 
die Marktgemeinde Bischofshofen, zurück. 

ter Wielandner in unserer Mitte und nahm Vom März 1940 bis zum Ende des Zweiten 
am 8. November 1974 an den Beratungen des \l\Teltkrieges war Abgeordneter Wielandner 
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Präsident 
zuerst beim Arbeitsdienst und dann beim den wir durch sein Ableben erlitten haben. 
Militär. Das Hohe Haus wird dem Verstorbenen ein 

Als Funktionär der Sozialistischen Partei ehrendes Angedenken bewahren. 
stellte er sich bereits 1948 in den Dienst seiner Sie, sehr geehrte Frauen und Herren Abge­
engeren Heimat; von 1949 bis 1959 war er ordnete, haben sich zum Zeichen der Trauer 
als Gemeinderat und dann bis zu seinem Ab- von Ihren Sitzen erhoben. Ich werde diese 
leben als Bürgermeister seines Geburtsortes Kundgebung dem steno graphischen Protokoll 
Bischofshofen tätig. der heutigen Sitzung einverleiben lassen. -

Dem Nationalrat gehörte Hermann Danke. (Die Anwesenden nehmen wieder ihre 
Plätze ein.) 

Die amtlichen Protokolle der 118. Sitzung 
vom 6. November und der 119. Sitzung vom 
7. November 1974 sind in der Kanzlei auf­
gelegen und unbeanstandet geblieben. 

K r a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Ulbrich, Dr. Broesigke und Dr. Iro. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundeskanzleramt 

'I\Tielandner seit Jänner 1965 ohne Unter­
brechung an. Sein besonderes Interesse galt 
Gemeindeangelegenheiten und in diesem 
Zusammenhang besonders dem Hochwasser­
schutz, den Fragen des Katastrophenfonds­
gesetzes, in weiterer Folge auch Problemen 
der Familienförderung und Angelegenheiten 
seiner engeren Heimat. wie zum Beispiel der 
Finanzierung der Tauernautobahn. Sowohl im 
Plenum als auch mehr noch in den Aus­
schüssen ergriff er zu diesem Fragenkreis 
wiederholte Male das Wort. wobei sich seine 
Ausführungen vor allem durch Sachlichkeit 
auszeichneten. 

Präsident: Wir kommen nunmehr zur 
Abgeordneter Wielandner bekleidete im 1. Anfrage: Abgeordneter Dr. Kohlmaier 

Laufe seiner Zugehörigkeit zum Nationalrat (GVP) an den Herrn Bundeskanzler. 
die Funktionen eines Obmann-Stellvertreters 
des Finanz- und Budgetausschusses. eines 
Schriftführers im Bautenausschuß und im Aus­
schuß für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft; 
er war Mitglied des Hauptausschusses und 
des Ständigen Unterausschusses des Haupt­
ausschusses sowie des Ausschusses für Land­
und Forstwirtschaft. Er war ferner in ver­
schiedenen Unterausschüssen und Sonderaus­
schüssen tätig und stellte sich auch zahlreichen 
weiteren Nationalratsausschüssen als Ersatz­
mitglied zur Verfügung. Schließlich unter­
stützte er im Rahmen seiner Fraktion tat­
kräftig die Ordner bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben während der Plenarsitzungen des 
Nationalrates. 

In seiner letzten Rede vor dem Plenum 
unterstrich Abgeordneter Wielandner, daß 
"die Grundfeste im freien Staat die freie 
Gemeinde ist", womit er seine langjährige 
Verbundenheit mit der Gemeindepolitik auch 
an dieser Stätte seines Wirkens besonders 
hervorhob. 

Dank seines Fleißes, seiner Hilfsbereitschaft, 
aber auch seiner aufrichtigen Fairneß und 
unbestechlichen Gesinnung genoß unser ver­
storbener Kollege Abgeordneter Hermann 
Wielandner weit über die Reihen seiner 
eigenen Fraktion hinaus. selbst bei politisch 
Andersdenkenden großes persönliches An­
sehen. Wir stehen daher alle in gleicher Weise 
mit tiefer Erschütterung unter dem Eindruck 
des frühen Todes und des schweren Verlustes, 

1763/M 

Werden Sie der von Bürgermeister Gratz vor 
einigen Tagen gemachten Anregung, das 1971 
geänderte Wahlrecht in Richtung auf stärkere 
Personalisierung (Einführung von "Einer-Wahl­
kreisen") neuerlich abzuändern, durch Vorlage 
einer Abänderung der Bundesverfassung so zeit­
gerecht entsprechen, daß dieser Vorschlag noch 
vor den kommenden Nationalratswahlen ver­
wirklicht werden kann? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abge­
ordneter! Bei der Äußerung des Herrn 
Bürgermeisters Gratz handelt es sich um seine 
persönliche Meinung. Eine diesbezügliche 
Vorlage befindet sich nicht in Vorbereitung. 
Es handelt sich, soweit ich informiert bin, 
um eine Auffassung. die der Herr Bürger­
meister Gratz in der Vergangenheit ver­
schiedentlich vertreten hat. zum ersten Male 
in einer kleinen Broschüre, die er zusammen 
mit dem damaligen Abgeordneten Dr. Broda 
irgendwann einmal. ich glaube 1968 oder 1969, 
verfaßt hat. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier: Herr Bundes­
kanzler! Sie werden verstehen, wenn ich die 
Situation als etwas verwirrend bezeichnen 
muß. Der Herr Bürgermeister Gratz hat diesen 
Vorschlag einer Totalreform des Wahlrechtes 
immerhin zu ,einer Zeit gemacht, wo Sie im 
Ausland geweilt haben. und da er Ihr Stell­
vertreter in der Eigenschaft als Vorsitzender 
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Dr. Kohlmaier 
der Regierungspartei ist, haben wir ange­
nommen, daß das eine Bestrebung ist, die 
in der Regierungspartei und damit unter Um­
ständen auch in der Regierung Unterstützung 
findet; es sind auch Zeitungsnachrichten 
erschienen, in denen Sie sich, Herr Bundes­
kanzler, positiv geäußert haben. 

Da das eine sehr prinzipielle Frage ist, 
möchte ich daher um eine konkrete Auskunft 
bitten: Ist die Bundesregierung und sind Sie 
insbesondere als Bundeskanzler der Auf­
fassung, daß das heute geltende Nationalrats­
wahlrecht, das bekanntlich gegen die Stimmen 
der OVP beschlossen wurde, reformbedürftig 
ist, oder sind Sie der Auffassung, daß es nicht 
reformbedürftig ist? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Zuerst einmal 
möchte ich dazu eines feststellen: In meiner 
Eigenschaft als Bundesparteivorsitzender habe 
ich einige Stellvertreter; der Herr Bürger­
meister Gratz ist einer von ihnen. Zum zwei­
ten möchte ich wiederholen, daß es sich um 
die Äußerung eines wenn auch sehr ange­
sehenen und bemerkenswerten Politikers 
handelt, daß aber derartige Äußerungen zu 
\Vahlrechtsfragen in allen Demokratien zu 
allen Zeiten vorkommen. Auch ich habe 
seinerzeit in derselben Publikation von 
meiner Seite aus den Standpunkt vertreten, 
daß mir ein Wahlrecht, bei dem das 
Persönlichkeitsprinzip stärker zum Ausdruck 
kommt, zusagen würde. Das bedeutet aber 
nicht, daß ich es als eine Aufgabe der Bundes­
regierung betrachte, diesbezüglich tätig zu 
werden. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier: Herr Bundes­
kanzler! Ich deute Ihre Auskunft eher so, daß 
die Bundesregierung und Sie der Meinung 
sind, daß keine Änderung stattfindet. Ich bin 
über diese Auskunft insofern froh, als der 
Herr Bürgermeister Gratz, Ihr Stellvertreter 
in der Eigenschaft als Parteivorsitzender, 
gemeint hat, die Verfolgung von Vorwahl­
projekten wäre nicht so sinnvoll wie eine 
Reform des Wahlrechtes selbst. Wir sehen 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich möchte mit 
aller gebotenen Deutlichkeit sagen, daß es 
sich hier um eine Diskussion über das zweck­
mäßigste Wahlrecht handelt, das heißt über 
eine möglichst starke Personifizierung des 
Wahlrechts. Das ist eine Auffassung, die der 
Herr Bürgermeister Gratz hat. Wenn eine 
solche Diskussion stattfindet, so wird sie -
was die Sozialistische Partei betrifft - zuerst, 
soweit ich informiert bin, im Rahmen der 
Sozialistischen Partei durchgeführt werden. 
Die Bundesregierung hat keine Veranlassung, 
diesbezüglich tätig zu werden. 

Präsident: Anfrage 2: Herr Abgeordneter 
Dr. Schranz (SPO) an den Herrn Bundes­
kanzler. 

1131/M 

Besteht eine Möglichkeit, dte Bundesdienst­
stellen anzuweisen, bei der Neuauflage von For­
mularen, Merkblättern ete., die auch von älteren 
Menschen benützt werden, möglid:J.st große 
Druckbuchstaben zu verwenden? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich halte diese 
Anregung, wonach man bei Formularen und 
Merkblättern möglichst große Druckbuch­
staben verwenden soll, für äußerst motiviert. 
In meinem Ressort wird auch immer wieder 
der Versuch gemacht, diesen Bedürfnissen 
älterer Menschen entgegenzukommen. Man 
muß dabei allerdings auf gewisse technische 
Gegebenheiten Rücksicht nehmen. Handelt es 
sich um ein Formular in Postkartengröße, so 
ist man in der Anwendung der Druckbuch­
staben begrenzt. Im allgemeinen aber ist das 
eine Anregung, die beachtenswert ist. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schranz: Herr Bundes­
kanzler, könnten Sie die Staatsdruckerei 
anweisen, bei den Formularen, die für den 
Publikumsverkehr bestimmt sind und die viel 
von älteren Menschen verwendet werden, 
größere Druckbuchstaben zu verwenden? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

also unsere Auffassung, das Persönlichkeits- Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich werde eine 
prinzip jetzt durch Vorwahlen zu stärken, sehr diesbezügliche Anweisung ergehen lassen. 
bestätigt. 

Ich möchte Sie aber doch bitten, präzise 
zu sagen: Sie beabsichtigen also in absehbarer 
Zeit keine konkreten Schritte, auch keine Vor­
studien durch Verfassungsdienst und ähnliche 
Einrichtungen, in Richtung einer Wahlrechts­
reform, sodaß wir diese Äußerung des Herrn 
Bürgermeisters Gratz als seine persönliche 
Ansicht werten können. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schranz: Könnten Sie 
darüber hinaus den Ressorts gegenüber die 
Anregung geben, daß auch im Bereich aller 
Ministerien, im Bereich der gesamten Bundes­
verwaltung überhaupt, größere Druckbuch­
staben bei der Auflage von Formblättern ver­
wendet werden? 

808 
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Präsident: Herr Kanzler. Bitte. I der Umweltschutzpolitik aber auch der eigent­

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich werde im Hchen Gesundheitspolitik notwendige .. n~ue 
Rahmen meiner Kompetenzen diesbezüglich Kompetenzabgrenzung schwebt das zustandlge 
tätig werden. Ressort eigentlich im luftleeren Raum. Es war 

schon zur Zeit der Resolution klar, daß es 
Präsident: Anfrage 3: Herr Abgeordneter sich um eine außerordentlich komplizierte 

Dr. Scrinci (FPO) an den Herrn Bundes- Materie handelt, aber es müßte sich doch nach 
kanzler. drei Jahren absehen lassen, wann nun mit 

1801/M 

Bis wann werden Sie der einstimmigen Ent­
schließung des Nationalrates vom 14. März 1972, 
in der die Ausarbeitung eines Gutachtens auf 
dem Gebiet des Umweltrechtes gefordert wurde, 
durch einen endgültigen Bericht nachkommen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abge­
ordneter Dr. Scrinzi! Ich habe das Inter­
ministerielle Komitee der Bundesregierung, 
das schon am 4. August 1970 geschaffen 
wurde, mit dieser Aufgabe betraut. Ich habe 
hierüber am 28. November einen Zwischen­
bericht erstattet. In der Zwischenzeit sind die 
Arbeiten weiter gediehen, es liegt bereits ein 
Entwurf vor. Dieser Entwurf wird aber noch 
der Uberprüfung unterzogen. Er wurde am 
22. Oktober 1974 erstmals behandelt. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundes­
kanzler! Sie haben auf die Entschließung des 
Nationalrates vom März 1972 hin den von 
Ihnen erwähnten Zwischenbericht vom 
November 1972 erstattet. Nun geht das dritte 
Jahr nach dieser Entschließung bald zu Ende, 
und noch immer war es offensichtlich nicht 
möglich, einen konkreten Endbericht zu geben. 

Ich darf Sie fragen, Herr Bundeskanzler: 
Läßt sich absehen, wann nun dieser von Ihnen 
vor zwei Jahren in Aussicht gestellte End­
bericht tatsächlich dem Hohen Haus geliefert 
werden kann? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Es handelt sich 
um eine äußerst komplizierte Materie, bei 
der auch sehr schwierige Kompetenzfragen 
zu behandeln sind. Ich kann, wenn es sich um 
ein Gutachten handelt, keinerlei Weisungen 
erteilen. Gutachter, also auch Beamte, wenn 
sie gutachtlich tätig sind, sind weisungsfrei 
gestellt. Ich kann nur zusagen, alles in meiner 
Kraft Stehende zu tun, um eine beschleunigte 
Fertigstellung dieses Gutachtens herbeizu­
führen, um dann in der Lage zu sein, dieses 
Gutachten dem Nationalrat auch vorzulegen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundes­
kanzler! Ohne die auf dem Gebiet vor allem 

einem solchen Bericht zu rechnen ist. 

Sie haben den Zwischenbericht schon vor 
zwei Jahren dem hauptsächlich betroffenen 
Ressort übermittelt. Läßt sich auch nicht 
annähernd sagen - ich verstehe, daß man 
hier durch Weisung nicht die Schwierigkeiten 
beseitigen kann -. ob wir noch wenigstens 
in dieser Gesetzgebungsperiode mit einem 
endgültigen Bericht zu rechnen haben werden? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich kann nur 
sagen, daß ich alles in meiner Macht Stehende 
tun werde, um diesen Bericht so rasch wie 
möglich vorzulegen. 

Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi! Sie werden 
verstehen, daß es im Interesse der Bundes­
regierung liegt, in dieser Materie soweit als 
möglich klare Verhältnisse zu schaffen. Aber 
diese Frage hat in allen Bundesstaaten beson­
ders komplizierten Charakter. Das hat sich 
auch in der benachbarten Schweiz gezeigt, und 
das erklärt nicht zuletzt die lange Verzöge­
rung. 

Ich habe volles Verständnis dafür, daß ein 
Gutachten dringend erwartet wird. Und ich 
werde alles tun, was ich tun kann, um Ihnen 
den Bericht so bald als möglich vorzu­
legen. 

Präsident: Anfrage 4: Herr Abgeordneter 
Dkfm. Gorton (OVP) an den Herrn Bundes­
kanzler. 

1764/M 

Welche organisatorische Änderungen im Edel­
stahlbereich des verstaatlichten VOEST-Alpine­
Konzerns sind in nächster Zeit vorgesehen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Die Frage, wie 
im Edelstahlbereich weiter vorgegangen wer­
den soll, ist nach den Mitteilungen, die mir 
zugekommen sind - ich selbst habe keine 
Möglichkeit, in diesen Bereich einzugreifen -, 
sehr kompliziert, weil es verschiedene 
Möglichkeiten der Zusammenführung gibt. 

Man muß dabei bedenken, daß es - wie ich 
schon im Budgetausschuß ausgeführt habe -
Edelstahlunternehmungen gibt, die Tochter­
gesellschaften des Gesamtkonzerns sind. Es 
handelt sich um die Werke Böhler und 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
Schoeller-Bleckmann; und es gibt einen 
Betrieb in Judenburg, der wieder auf andere 
Art und Weise in den Konzern eingebaut 
ist. Es läßt sich also eine ganz einfache Formel, 
wie etwa die der Fusion der beiden Edel­
stahlbetriebe, nicht so ohneweiters durch­
führen. Es müßte zusätzlich noch eine Aus­
gliederung in Betracht gezogen werden. Darin 
liegen Schwierigkeiten. 

Verschiedene Lösungsmöglichkeiten - so 
wurde mir gesagt - werden geprüft. Man 
glaubt, bis zum Ende des Jahres innerhalb 
der Arbeitsgemeinschaft der Unternehmungen, 
die an dieser Frage arbeiten, zu einer Lösung 
zu kommen, die dieser komplizierten Sachlage 
gerecht wird. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dkfm. Gorton: Herr Bundes­
kanzler! Vor zwei Jahren wurde die soge­
nannte Stahlfusion auf gesetzlichem Wege 
hier im Haus beschlossen. Ich möchte sagen, 
daß damals schon kein Konzept für die Edel­
stahlindustrie bestanden hat. Es ist richtig, 
daß die zwei großen Edelstahlerzeuger Böhler 
und Schoeller-Bleckmann als Tochtergesell­
schaften eingegliedert wurden, aber es hat 
damals keinerlei Edelstahlkonzept innerhalb 
Ihrer Gesamtkonzeption bestanden. Anschei­
nend ist heute auch noch keines vorhanden. 

Daher meine erste Zusatzfrage: Herr 
Bundeskanzler! Was wurde innerhalb dieser 
zwei Jahre auf diesem Sektor erarbeitet? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abge­
ordneter Diplomkaufmann Gorton! Es ist nicht 
meine Aufgabe als Bundeskanzler, jene Auf­
gaben zu erfüllen, die Sache der Gesellschaft 
sind. Meine Aufgabe war es, den Gesetzes­
auftrag der Zusammenführung der Unter­
nehmungen herbeizuführen, und das ist 
erfolgt. 

Innerhalb dieses Konzerns sind die weiteren 
Maßnahmen zu treffen. So schreibt es das 
Gesetz vor. Es ist Aufgabe der Konzernleitung 
und nicht des Bundeskanzleramtes, diesbe­
züglich tätig zu werden. Daß ich mich als 
indirekt Ressortzuständiger, nämlich als dem 
Parlament Verantwortlicher für den Fortgang 
der Entwicklung interessiere, versteht sich von 
selbst. Ich muß es aber den Organen der 
Gesellschaft überlassen, nun die Einzelheiten, 
die sich aus dieser Zusammenführung ergeben, 
durchzuführen. 

Aber es ist immerhin ein großer Vorteil 
erreicht worden, daß die vollkommen hem­
mungslose Konkurrenz, die es de facto auf 

fremden Märkten im Edelstahlbereich gegeben 
hat, geändert, gemildert wurde, abgeschwächt 
wurde und daß es zu einer weitgehenden 
Abstimmung gekommen ist. Jetzt soll der 
Schlußstein gelegt werde, wobei ich glaube, 
daß im Sinne des Gesetzes hier eine gesetz­
liche Regelung nicht erforderlich ist. Ich will 
mich aber für die Zukunft nicht binden. Ich 
glaube, das muß man den zuständigen 
Organen der VOEST-Alpine und der Edel­
stahlgesellschaft überlassen. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dkfm. Gorton: Herr Bundes­
kanzler! Ich glaube, ganz so leicht können 
Sie es sich in der Frage auch nicht machen, 
daß Sie bei manchen Sachen, wo es Ihnen 
recht ist, mit Gesetzesbeschluß hier im Hause 
Wege festlegen, aber in anderen Fragen, wo 
es anscheinend unangenehmer ist, die ganze 
Last auf die Konzernleitung abschieben. Ich 
anerkenne, daß grundsätzlich natürlich die 
Konzernleitung, und zwar die von Ihnen ja 
letzten Endes eingesetzte, über die OIAG 
gebildete Konzernleitung dafür zuständig 
wäre. Das soll Sie aber nicht daran hindern, 
daß Sie uns im Hause natürlich auch über 
diese Maßnahmen und Aufgaben auf Anfrage 
hin informieren. 

Ich stelle zunächst fest, daß in den letzten 
zwei Jahren auf dem Gebiet der Edelstahl­
industrie kein Konzept erarbeitet werden 
konnte und daß Sie jetzt bis Ende des Jahres 
ein solches Konzept noch erwarten. Ich habe 
aus Ihrer Antwort entnommen, daß Sie sich 
nicht festlegen wollen, aber eine gesetzliche 
Lösung eher ausschließen. 

Meine zweite Zusatzfrage lautet: Gedenken 
Sie, wenn dieses Konzept bis Ende des Jahres 
erstellt sein sollte, noch in dieser Legislatur­
periode auf dem Sektor der Edelstahlindustrie 
eine Lösung herbeizuführen, und soll diese 
allenfalls wieder auf dem falschen Weg einer 
gesetzlichen Lösung kreiert werden? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich möchte 
sagen, daß ich mich nicht festlegen werde, 
weil es von der Lösung abhängig ist, ob ein 
Gesetz erforderlich ist oder ob das innerhalb 
des Konzerns geht. Das kann man heute nicht 
sagen; das hängt davon ab. Kommt es zu 
Fusionen, so neige ich jedenfalls dazu, daß 
man den gesetzlichen Weg beschreitet, schon 
deshalb, weil auf diese Art am ehesten den 
berechtigten Wünschen der Beschäftigten in 
den fusionierten Betrieben entgegengekom­
men werden kann. Ich kann das heute nicht 
sagen. Kommt es hingegen nur zur Bildung 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
einer Art Dachgesellschaft, der die Führung Erwägung zu ziehen." Wegen der Kürze der 
obliegt, dann wird sich eine gesetzliche Lösung Fragestunde verlese ich nicht den ganzen Ent-
nicht als erforderlich erweisen. schließungs antrag. 

Im übrigen aber möchte ich sagen, daß die 
gesetzliche Regelung über die Zusammen­
führung der österreichischen Eisen- und Stahl­
industrie immerhin dazu geführt hat, daß 
diese gigantische Aktion so friktionsfrei 
durchgeführt werden konnte wie nirgends in 
Europa. 

Präsident: Anfrage 5: Herr Abgeordneter 
Glaser (OVP) an den Herrn Bundeskanzler. 

1767/M 

Wie weit sind die Vorbereitungen zur Ein­
führung der Sommerzeit gediehen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich möchte mit 
aller gebotenen Deutlichkeit sagen, da es sich 
um eine Frage handelt, die nicht in meinen 
Ressortbereich fällt. Ich persönlich halte die 
Sommerzeit für eine zweckmäßige Maßnahme. 
Nach letzten Gutachten des Verfassungs­
dienstes hat aber hiefür zu meiner eigenen 
Uberraschung das Bundesministerium für 
Bauten und Technik die Zuständigkeit und 
nicht das Handelsministerium. (Ironische 
Heiterkeit bei der OVP.) Es ist ein Glück, 
daß es jetzt überhaupt ein Kompetenzgesetz 
gibt, die frühere Regierung hat ja gar keines 
zustande gebracht, das ist ja mitten am Weg 
steckengeblieben. (Zustimmung bei der SPtJ.) 

Es gibt aber sehr ernste Einwände gegen 
die Sommerzeit. Ich höre zum Beispiel, daß 
es seitens der Landwirtschaft Bedenken gegen 
die Einführung der Sommerzeit gibt. So wird 
mir gesagt. Das wird also in den zuständigen 
Ressorts und Gremien geprüft. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Glaser: Herr Bundeskanzlerl 
Ihre bisherige Beantwortung hat einmal mehr 
bewiesen, daß Sie im Polemisieren von der 
Regierungsbank aus wesentlich stärker sind 
als etwa im Ergreifen konkreter Maßnahmen. 

Herr Bundeskanzler! Es dürfte Ihnen 
bekannt sein, daß der Nationalrat am 
19. Dezember, also vor etwa einem Jahr, 
einen Entschließungsantrag einstimmig be­
schlossen hat - Antragsteller dieses Ent­
schließungsantrages war übrigens der Abge­
ordnete Wielandner, dessen wir heute vor 
wenigen Minuten gedacht haben. 

Dieser Entschließungsantrag richtete sich an 
die Bundesregierung. Es hieß darin: "Die 
Bundesregierung wird ersucht, im Zuge der 
Vorbereitung von Energiesparmaßnahmen 
auch die Einführung der Sommerzeit in 

Aber wenn ein Entschließungsantrag des 
Nationalrates an die Bundesregierung gerich­
tet ist, bleibt mir - ohne Rücksicht auf Kom­
petenzen und neues Kompetenzengesetz -
nur die Möglichkeit, Sie, Herr Bundeskanzler, 
zu fragen, da die Bundesregierung ja durch 
Sie repräsentiert wird. 

Ich halte also fest: Konkrete Sparmaß­
nahmen haben Sie lfinsichtlich der Einführung 
der Sommerzeit noch nicht ver anlaßt. 

Die erste Zusatzfrage lautet daher: Werden 
Sie als Vorsitzender der Bundesregierung und 
als Repräsentant der Bundesregierung die 
verfassungsrechtlich zuständigen Regierungs­
mitglieder veranlassen, weitere Vorbereitun­
gen für die Einführung der Sommerzeit zu 
treffen? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich habe im 
Schoße der Bundesregierung im Sinne dieses 
Entschließungsantrages die zuständigen 
Minister aufgefordert, die entsprechenden 
Vorbereitungen zu treffen. Das ist schon vor 
einigen Wochen geschehen. 

Es gibt verschiedene Einwände, Bedenken 
dagegen. Es gibt Probleme, die sich vor allem 
in Hinblick darauf ergeben, daß die inter­
nationale Fahrplankonferenz - oder wie diese 
Einrichtung heißt - ihre Fahrpläne so früh 
gestaltet, daß hier Schwierigkeiten entstehen 
sollen; so wurde mir berichtet. Ich werde aber 
nicht verfehlen, dem Hohen Haus einen 
Bericht über den Fortgang der Vorbereitungs­
arbeiten zu erstatten. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Glaser: Ich habe darauf hin­
gewiesen, daß diese Entschließung im 
Nationalrat vor etwa Jahresfrist beschlossen 
wurde. Sie, Herr Bundeskanzler, haben gesagt, 
vor einigen Wochen haben Sie die zuständigen 
Regierungsmitglieder darauf aufmerksam 
gemacht. Das heißt, Sie haben Monate ver­
streichen lassen, ohne konkrete Maßnahmen 
zu setzen. Sie waren beim Vorschlagen von 
Sparmaßnahmen, wenn ich an Naßrasieren 
oder Brausebad statt Wannenbad denke, viel 
rascher, zweifellos unüberlegter, denn echte 
Sparmaßnahmen oder, besser gesagt, eine 
echte Energieeinsparung könnte sich sicherlich 
durch die Einführung der Sommerzeit ergeben. 
Ich darf darauf hinweisen, daß man dem 
früheren Generaldirektor Dr. Kalz sogar vor­
gehalten hat (Abg. S e k an i n a: Könnte man 
nicht einmal die Frage hören?), daß er Maß-
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Glaser 
nahmen und Vorschläge ergreifen wollte, ausgenommen den Reservekader -, durch 
einer Entschließung des Parlaments, Herr Reservisten, die bereits den sechsmonatigen 
Sekanina, Rechnung tragend, die Sommerzeit Grundwehrdienst geleistet haben, zu ersetzen. 
auch für die Osterreichischen Bundesbahnen 
vorzubereiten. 

Herr Bundeskanzler! Sind Sie in der Lage 
bekanntzugeben, wie hoch ungefähr die tat­
sächliche Energieeinsparung etwa in Relation 
zu anderen Vorschlägen, die Sie gebracht 
haben, bei Einführung der Sommerzeit wäre? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abge­
ordneter Glaser! Ich wundere mich nicht, daß 
Sie falsch wiedergegebene Darstellungen in 
den Zeitungen benützen, um gegen mich 
Stellung zu nehmen. Das wundert mich über­
haupt nicht, und ich lasse Ihnen gerne diese 
Möglichkeit. Von mir aus kann ich nur sagen, 
daß ich immer wieder auf diese Frage auf­
merksam gemacht habe, und ich kann nur 
wiederholen, daß auch unter den Energiefach­
leuten verschiedene Auffassungen über den 
Einspareffekt bestehen. Ich werde aber nicht 
verfehlen, dem Hohen Haus darüber einen 
erschöpfenden Bericht zu erstatten, wenn die 
Berichte aus den verschiedenen Ressorts vor­
liegen werden. (Abg. G 1 ase r; Ein Jahr 
schon! - Bundeskanzler Dr. Kr eis k y; Man 
kann die Sommerzeit nur zu bestimmten 
Zeiten einführen!) 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident: Anfrage 6: Herr Abgeordneter 
Steininger (SPU) an den Herrn Bundes­
minister für Landesverteidigung. 

1760/M 

Wie funktioniert derzeit der Einbau der Wehr­
pflichtigen des Reservestandes in der Landwehr? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Es ist damit zu rechnen, daß die ersten dies­
bezüglichen Modellfälle - zwei Bataillone der 
Landwehrbrigaden - im Rahmen der dies­
jährigen Verbandsübungen im November 
bereits wertvolle Erfahrungen für die im 
kommenden Jahr in größerem Umfang an­
laufenden Umstellungen erbracht haben. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Steininger: Herr Bundes­
minister! Können Sie mir sagen, wie 
lange die Vorbereitungen bis zum end­
gültigen Abschluß noch dauern werden? 

Bundesminister Lütgendorf: Wir haben uns 
als Zielvorstellung den Termin Herbst 1976 
vorgenommen, das heißt, daß innerhalb der 
nächsten zwei Jahre die vollständige Um­
stellung durchgeführt sein muß. 

Präsident: Anfrage 7: Herr Abgeordneter 
Dr. Prader (UVP) an den Herrn Bundes­
minister. 

1795/M 

Welche Folgerungen ergeben sich für Sie aus 
der Erklärung des Armeekommandanten General 
Spannocchi, der in einem "AZ"-Interview vom 
28. August 1974 unter anderem erklärte: "Ich 
frage mich, habe ich nicht vor einem Jahr einen 
Fehler gemacht, als ich glaubte, mit wenig Geld 
und besseren Methoden eine Armee aufstellen 
zu können, die nach außen und innen glaubhaft 
ist?"? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Der Armeekommandant, 
General Spannocchi, hat der "Arbeiter­
Zeitung" im August dieses Jahres ein Inter­
view gegeben, das - und daran läßt der 
Bericht dieser Zeitung vom 28. August 1974 
keinen Zweifel offen - stark unter dem Ein-
druck der äußerst bedauerlichen Ereignisse 

Bundesminister für Landesverteidigung stand, die zum Tode des Präsenzdieners Kurt 
Lütgendorf: Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Wandl geführt haben. 
Abgeordneter! Um einen reibungslosen Ein­
bau der Wehrpflichtigen der Reserve, die 
einen sechsmonatigen Grundwehrdienst ge­
leistet haben, in das Mobheer, einschließlich 
der Landwehr, bewerkstelligen zu können, 
sind gegenwärtig umfangreiche Vorbe­
reitungsmaßnahmen meines Ressorts im 
Gange. 

In diesem Zusammenhang ist vorgesehen, 
daß die derzeitigen Mobverbände im Zuge 
einer Truppenübung umgestellt werden. Diese 
Umstellung zielt darauf ab, jene Reservisten, 
die einen ordentlichen Präsenzdienst in der 
Dauer von neun Monaten geleistet haben -

Im Gefolge dieses tragischen Vorfalls sind 
vielfach in der Offentlichkeit Reaktionen 
zutage getreten, in denen am Bundesheer und 
seinen Angehörigen oft in generalisierender 
Art und Weise vehement Kritik geübt wurde. 

Angesichts der Tatsache, daß die Heeres­
angehörigen im allgemeinen ihre Pflichten 
nach besten Kräften erfüllen, erscheinen der­
artige Pauschalurteile ungerecht. 

Die Heeresreform - und dies war die Aus­
sage des Armeekommandanten - kann aber 
nur dann erfolgreich sein, wenn die Offent­
lichkeit die Aufwärtsentwicklung im Heer 
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Bundesminister Lütgendorf 
auch anerkennt, und zwar trotz einzelner 
negativer Vorkommnisse oder Rückschläge, 
wie sie gelegentlich in jeder Armee auftreten 
können. 

Angesichts der erwähnten Reaktionen in der 
Offentlichkeit darf es daher nicht verwundern, 
wenn verschiedentlich auch im Heer selbst 
-die Frage aufgeworfen wird, ob eine Landes­
verteidigung, die seitens der öffentlichen 
Meinung keine ausreichende Unterstützung 
findet, sinnvoll gestaltet und weiter ausgebaut 
werden kann. Die Äußerungen des Generals 
Spannocchi spiegeln somit jene Besorgnisse 
wieder, die von vielen, denen die Landes­
verteidigung in diesem Staat echt am Herzen 
liegt, geteilt werden. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Prader: Herr Bundes­
minister! Sie tun mir leid, daß ich Sie fragen 
muß. Aber der, der laufend so hochpolitische 
Erklärungen abgibt, sitzt ja nicht auf der 
Regierungsbank und ist daher nicht dem 
Parlament verantwortlich. 

Der Herr General Spanocchi hat sich ja 
mehrfach in diesem Sinn geäußert. Ich erinnere 
an den Vortrag anläßlich des N ationalfeier­
tages in Leoben, wo er gemeint hat, daß die 
seit Jahren vorgesehene Neuuniformierung 
des Heeres nur schleppend vor sich gehe, 
daß die versprochenen Kasernensanierungen 
überhaupt nur auf dem Papier existieren und 
daß es allgemein an Geld mangle. 

Herr Bundesminister! Sie haben - und das 
völlig Zll Recht - bei Antritt Ihres Regie­
rungsamtes erklärt, daß man die Kasernen 
aus den verbauten Gebieten hinausverlegen 
müßte. Dieses Bemühen war immer vorhan­
den. Sie haben gemeint, daß Sie hier eine 
Konzeption zur Verfügung haben. Darf ich 
Sie jetzt fragen, welche Kasernen bereits ver­
legt werden konnten? 

Präsident: Herr Bllndesminister. 

Bundesminister Lütgendorf: Herr Abge­
ordneter! Dazu muß ich sagen, daß bis jetzt 
bis auf eine Kompanie in Niederösterreich, 
und zwar in Krems, eine weitere Verlegung 
von Einheiten noch nicht möglich war. Das 
für diese Maßnahme zuständige Bauten­
ressort bemüht sich sehr, Interessenten zu 
finden, um die Liegenschaften, auf denen sich 
die Altkasernen befinden, veräußern zu kön­
nen. Verhandlungen, die in allen Bundes­
ländern laufen, lassen erhoffen, daß wir im 
nächsten Jahr endlich einmal diese Planung, 
dieses Projekt aktiv in Angriff nehmen 
können. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Prader: Herr Bundes­
minister! Hier präsentiert sich die gleiche 
Situation wie in vielen anderen Bereichen. 

Aber, um es zusammenzufassen: Sie haben 
zuwenig Geld, Herr Bundesminister, Sie 
haben zuwenig länger dienende Soldaten. 
Daher frage ich Sie: Wann werden Sie end­
lich dem Artikel VIII der Wehrgesetz­
novelle 1971 entsprechen und nach den bis­
herigen Ergebnissen und ihrer Deklaration 
auch ein verwirklichbares Wehrkonzept vor­
schlagen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Wenn der 
gegenwärtige Aufwärtstrend des Personal­
nachwuchses für das Bundesheer anhält -
und gewisse Anzeichen sprechen dafür, daß 
sich dieser Trend noch verstärken wird -, 
wird es kaum notwendig sein, gemäß Arti­
kel VIII der Wehrgesetznovelle neue Vor­
schläge zur Bildung von Kaderständen zu 
machen. Wir haben das Jahr 1975 als das 
Test jahr bezeichnet, und es wird in einem 
Jahr notwendig sein, zu entscheiden, ob der 
Personalzuwachs in ausreichendem Maße 
erfolgt ist, oder ob es notwendig sein wird, 
gemäß Artikel VIII der Wehrgesetznovelle 
neue Vorschläge zur Änderung der wehr­
rechtlichen Bestimmungen vorzulegen. 

Präsident: Anfrage 8: Abgeordneter Troll 
(SPO) an den Herrn Bundesminister. 

17611M 

Was ist der wesentliche Inhalt der derzeit be­
stehenden Regelungen des Bundesheeres für 
Kasernenbesuche für Politiker insbesondere zu 
Wahlzeiten? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Hinsichtlich der Voraus­
setzungen, unter denen Kasernen besucht 
werden dürfen, darf ich zunächst auf § 14 
Abs. 11 der Allgemeinen Dienstvorschriften 
für das Bundesheer hinweisen. Nach dieser 
Bestimmung ist das Betreten der Unterkunft 
allen dort nicht untergebrachten Personen 
außerdienstlich nur mit Bewilligung des 
Unterkunftskommandanten gestattet. 

Aus dem allgemeinen Charakter der 
erwähnten Regelung ergibt sich naturgemäß, 
daß diese Regelung auch für Politiker gilt. 
Besondere erlaßmäßige Regelungen für 
Kasernenbesuche durch Politiker bestehen 
nicht. 

Ich darf jedoch in diesem Zusammenhang 
auf die Bestimmung des § 36 Abs. 3 des 
Wehrgesetzes hinweisen, wonach während des 
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Bundesminister Ltltgendorl 
Dienstes und innerhalb des militärischen 
Dienstbereiches jede nach außen in Erschei­
nung tretende parteipolitisme Betätigung, wie 
die Werbung für Ziele und Zwecke einer 
politischen Partei oder einer Wahlpartei, die 
Abhaltung von Versammlungen oder Kund­
gebungen in militärischen oder vom Bundes­
heer belegten Gebäuden und Räumen ein­
schließlich der Kasernenhöfe und militärischen 
Anlagen verboten ist. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Troll: Herr Bundesminister! 
Diese Anfrage resultiert zweifelsohne aus den 
zuletzt sich ergebenden Ereignissen, daß 
Parteipolitiker Kasernen anläßlich von 
Wahlen besucht haben. Keine Kritik daran! 
Aber ich glaube doch, daß es hier ein Regle­
ment geben soll. Ich frage Sie daher: Finden 
Sie es für notwendig, im Erlaßwege eine 
konkretere Erklärung zu diesem Komplex 
abzugeben? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Ich glaube, 
Herr Abgeordneter, daß eine Aussage im 
Wehrgesetz so deutlich ist, daß es nicht not­
wendig erscheint, noch eine nähere Interpre­
tation auf dem Erlaßwege zu geben. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Troll: Herr Bundesminister! 
Für uns im Hohen Haus ist es, wie ich glaube, 
klar, daß die Landesverteidigung nicht ver­
politisiert werden soll. Im Kasernenbereich 
soll es keine Parteiveranstaltungen geben! 

Ich meine aber, daß es vielleicht doch zweck­
mäßig wäre, zur besseren Information für 
Mitglieder des Verteidigungsrates, des Ver­
teidigungsausschusses eine Zutrittsmöglich­
keit mit einem Ausweis zu schaffen. 

Sind Sie bereit, sich die Frage zu überlegen, 
ob eine solche Möglichkeit gegeben erscheint? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Ich halte diese 
Anregung für demokratisch nützlich. Ich 
möchte mich jedoch heute noch nicht festlegen, 
werde aber meine zuständigen Fachdienst­
stellen und auch den Verfassungsdienst um 
ein Gutachten ersuchen beziehungsweise diese 
Frage rechtlich prüfen lassen. 

Präsident: Anfrage 9: Herr Abgeordneter 
Dr. Ermacora (OVP) an den Herrn Bundes­
minister. 

1796jM 

Welche Schlußfolgerungen haben Sie aus der 
bedauerlichen Angelegenheit Wandl gezogen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die unglückselige Ver­
kettung zahlreicher Umstände, die zu dem 
bedauerlichen Vorfall führten, waren selbst­
verständlich Anlaß zu eingehenden Prüfungen 
und Analysen in meinem Ressort. 

Ohne auf die vielschichtige Gesamtproble­
matik im Rahmen dieser Anfragebeantwortung 
einzugehen - in diesem Zusammenhang 
erscheinen psychologische und pädagogische 
Aspekte ebenso berührt wie militärmedizi­
nische -, darf ich Ihnen, sehr geehrter Herr 
Abgeordneter, versichern, daß seitens des 
Bundesheeres alles unternommen wird, um 
solche bedauerlichen Vorfälle nach Möglich­
keit bereits von vornherein zu unterbinden. 
Der gegenständliche Problemkreis wurde 
jedenfalls im Rahmen der Landesverteidi­
gungskommission unter den verschieden­
sten Gesichtspunkten eingehend erörtert. Die 
hiebei erstatteten Vorschläge werden gegen­
wärtig von den zuständigen Stellen meines 
Ressorts einer konkreten Bearbeitung zuge­
führt. 

Abgesehen davon ist aber mein Ressort 
bereits seit längerer Zeit bemüht, neue Kon­
zepte zu entwickeln, die Vorkommnisse der 
erwähnten Art, insoweit dies überhaupt 
möglich ist, verhindern sollen. Ich darf in 
diesem Zusammenhang insbesondere auf die 
Arbeiten zur Erstellung eines den modernsten 
Erfordernissen entsprechenden Musterungs­
systems hinweisen, welches auf Grund ein­
gehender Studien derartiger Systeme bei 
anderen vergleichbaren Armeen, wie etwa 
jener Schwedens und der Schweiz, unter 
Heranziehung modernster technischer, ins­
besondere elektronischer Einrichtungen, für 
das österreichische Bundesheer entwickelt 
wurde. 

Dieses System, das zur rascheren und leich­
teren Erkennung vorhandener gesundheit­
licher Mängel der Stellungspflichtigen soge­
nannten Diagnosestraßen aufweisen wird, soll 
bereits in absehbarer Zeit, vorerst probeweise, 
in St. Pölten zum Einsatz gelangen. Unter 
Berücksichtigung der hiebei gewonnenen 
Erfahrungen sollen sodann in der Folge 
weitere derartige Musterungsstraßen einge­
richtet werden. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Ermacora: Herr Bundes­
minister! In Ihrer Stellungnahme haben Sie 
nichts darüber gesagt, daß das Problem auch 
bei der Ausbildung der militärischen Unter­
führer liegen könnte. Ist nicht erwogen wor­
den, durch eine entsprechende Ausbildung der 
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Dr. Ennacora 
Ausbildner dafür zu sorgen, daß eine Wieder­
holung solcher Fälle möglichst eingeschränkt 
wird? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich habe in meiner ersten 
Fragebeantwortung darauf hingewiesen, daß 
es sich hier um einen sehr komplexen 
Problemkreis handelt. Wir haben selbstver­
ständlich auch da, was die Ausbildung der 
Unteroffiziere beziehungsweise des heran­
wachsenden Ausbilderstandes anbelangt, ent­
sprechende Maßnahmen getroffen. Wir haben 
die gegenwärtigen Ausbildungsrichtlinien an 
der Unteroffiziersschule gerade dahingehend 
überprüft, ob die Gegenstände "Pädagogik", 
und "Truppenpsychologie" hinsichtlich ihrer 
Intensität beziehungsweise der Stundenzahl 
ausreichend sind oder nicht. Darüber hinaus 
ist auch schon vom Armeekommando ange­
ordnet worden, daß das Ausbilderpersonal in 
erhöhtem Maße an den diversen Seminaren, 
die sich hauptsächlich mit Menschenführung 
und Erziehung befassen, teilzunehmen hat. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Ermacora: Herr Bundes­
minister! Die Anfrage des Herrn Abge­
ordneten Troll hat ein Problem aufgeworfen, 
das ich ebenso in der Budgetdebatte im 
Budgetausschuß aufgeworfen habe. Sie haben 
dasselbe übrigens verlesen, was Sie mir oben 
gesagt haben, nur hat der Herr Abgeordnete 
Troll eine Zusatzfrage gestellt, ob nicht den 
Abgeordneten, zumindest jenen des Landes­
verteidigungsrates, die Möglichkeit geboten 
werden sollte, von sich aus Kasernen zu 
besuchen. 

Der Herr Bundeskanzler hat die Frage hin­
sichtlich des Wehrbeauftragten in einem 
anderen Sinne beantwortet, als Sie diese 
Frage beantwortet haben. Darf ich vielleicht 
bitten, noch einmal zu hören, ob Sie nicht glau­
ben, daß die Einrichtung eines Wehrbeauftrag­
ten ein präventives Mittel wäre, solche Vor­
kommnisse, wie sie sich im Falle Wandl er­
eignet haben, zu verhindern. 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Lütgendorf: Es ist mir nicht 
bekannt, welche Ansicht der Herr Bundes­
kanzler zu dieser Frage hat. Ich habe Ihnen 
gegenüber zum Ausdruck gebracht, daß ich 
an sich die Einführung eines Wehrbeauftrag­
ten des Parlaments begrüßen würde, da es 
sich mir als eine sehr sinnvolle demokratische 
Einrichtung darstellt und sich ja auch in 
anderen Staaten derartige Institutionen be­
währt haben. 

Umgekehrt haben wir nach unserer parla­
mentarischen Vorgangsweise und gegen­
wärtigen Situation die Beschwerdekommis­
sion, und der Verteidigungsminister ist auch 
verpflichtet, dem Parlament einen Bericht über 
die Gesamttätigkeit der Beschwerdekommis­
sion zu geben. Darüber hinaus haben die 
Herrn Abgeordneten jederzeit die Möglichkeit, 
an den Ressortchef konkrete Fragen zu stellen, 
nicht nur in der Fragestunde, sondern auch 
in den verschiedenen Ausschüssen, wodurch 
alle auftretenden Mängelangelegenheiten, die 
vor allem die Wehrpflichtigen betreffen, auf­
gezeigt werden. Der Minister ist auch ver­
antwortlich, für deren Abstellung Sorge zu 
tragen. 

Wie gesagt: Ich persönlich bin grundsätzlich 
für einen Wehrbeauftragten. Es würde viel­
leicht nur das eine mit sich bringen, was sich 
in anderen Staaten schon gezeigt hat, daß 
eigentlich keine Vereinfachung im Verwal­
tungsverfahren eintritt, sondern wieder einige 
Dienstposten neu geschaffen werden müssen 
und eher eine schwerfälligere Vorgangsweise 
Platz greifen könnte. 

Bundesministerium für Inneres 

Präsident: Anfrage 10: Herr Abgeordneter 
Dipl.-Vw. Josseck (FPtJ) an den Herrn 
Bundesminister für Inneres. 

1733/M 

Angesichts einer Reihe weiterer tragischer Un­
fälle mit Waffen frage ich Sie, sehr geehrter Herr 
Bundesminister, ob Sie nunmehr einen Entwurf 
für eine Novelle zum Waffengesetz ausarbeiten 
lassen werden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Inneres Rösch: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Ich habe vor 
einigen Wochen eine ähnlidle Anfrage der 
Frau Abgeordneten Hanna Hager hier bereits 
beantwortet. 

Das menschliche Versagen bei Unfällen mit 
Schußwaffen läßt sich meiner Meinung nach 
tatsächlich nicht durch gesetzliche Bestimmun­
gen verhindern. Wir haben, als eine Reihe 
solcher Unfälle passiert sind, die Sicherheits­
behörden angewiesen, bei der Ausstellung 
von Waffenpässen und Waffenbesitzscheinen 
einen strengen Maßstab bei der Bedarfsfrage 
und bei der Verläßlichkeit anzulegen. Ich kann 
nur noch einmal wiederholen, daß die 
Antwort auf die Frage: Wie weit 
soll es verschärft oder gemildert sein? 
seinerzeit - ich glaube, im Jahre 1967 -
vom Hohen Haus einstimmig in diesem jetzt 
vorliegenden Kompromißvorschlag gefunden 
wurde. 
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Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck: Herr 
Bundesminister! Ich weiß um die Schwierig­
keit dieser Materie. Ich selbst habe im Juni 
auch eine Anfrage an Sie gestellt. Sie haben 
mir damals die Antwort gegeben, daß auf 
Grund von statistischen Unterlagen festge­
stellt wurde, daß die Unfälle durch miß­
bräuchliche Verwendung von Schußwaffen 
insgesamt nur 1 Prozent ausmachen. Das ist 
natürlich ein sehr schwacher Trost. 

Mir liegt eine Anzahl von Zeitungsaus­
schnitten vor, darunter wiederum einer: 
Gewehrschuß traf Mädchen - Serie von 
Zwischenfällen mit Kleinkaliberwaffen. 

Ich möchte also neuerdings auf die Klein­
kaliberwaffen zurückkommen und Sie fragen: 
Warum sind in der Regierungsvorlage nicht 
einschränkende Maßnahmen hinsichtlich des 
Erwerbs von Kleinkaliberwaffen vorgesehen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Rösch: Herr Abgeordneter! 
Ich darf Sie daran erinnern, daß damals, als 
wir dieses Gesetz und auch die Novelle 
beraten haben, an alle Parteien des Hauses 
massive Interventionen von den Sport­
schützenvereinigungen gekommen sind, die 
gebeten haben, man soll doch diesbezüglich 
keine Einschränkungen vorsehen. Das Haus 
hat sich damals auch im Ausschuß entschlos-

Ihrer Seite, auch wenn die Sportschützen ihre 
Einwände bringen werden, doch eine Lösung 
wird gefunden werden müssen. 

Darf ich Sie fragen, ob Sie sich das noch 
einmal durch den Kopf gehen lassen werden. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Rösch: Ich darf dazu folgen­
des sagen, Herr Abgeordneter: Ich habe nicht 
die Absicht, es mir nicht mit den Sportschützen 
oder mit den Jägern zu verderben, aber diese 
Frage geht quer durch ganz Osterreich. Im 
Westen ist man für eine möglichst weitge­
hende Liberalisierung, im Osten ist man für 
strengere Maßnahmen. 

Was das Jagdwesen betrifft, ist das eine 
so umfassende und auch emotionelle Frage 
in der ganzen Republik, daß es sehr schwer 
sein wird, schärfere Bestimmungen zu treffen, 
als sie schon vorhanden sind, denn bei den 
Jagdwaffen kommt ja ein zweites dazu: Es 
bekommt wiederum nur derjenige eine Jagd­
waffe, der einen Jagdschein besitzt, der eine 
Jagdprüfung und so weiter abgelegt hat. 
Dort sind eigentlich sogar strengere Bestim­
mungen als bei den Faustfeuerwaffen: da 
braucht man keine Prüfung abzulegen, ob man 
schießen kann oder nicht. 

Aber es wird diese Frage von unseren 
Herren laufend und immer wieder durchdacht, 
doch gestehe ich offen: Wir sind bisher noch 
zu keiner anderen Lösung gekommen, als sie 

sen, keine 
geben. 

weiteren Einschränkungen zu damals das Parlament in monatelangen Be-

Wir haben für die Faustfeuerwaffen mit den 
Bestimmungen für Pistolen und Revolver 
verhältnismäßig starre und harte Bestimmun­
gen, die Jagdwaffen und die Sportwaffen hin­
gegen werden verhältnismäßig liberal behan­
delt. Aber ich glaube, selbst dann, wenn für 
Kleinkalibergewehre und so weiter auch noch 
so harte Bestimmungen vorgesehen wären, 
könnte es trotzdem wieder passieren, daß sie 
jemand unsachgemäß handhabt und daß 
damit wieder ein Unfall passiert. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

ratungen schon gefunden hatte. 

Präsident: Anfrage 11: Herr Abgeordneter 
Ofenböck (OVP) an den Herrn Bundes-
minister. 

1171/M 

Wie viele Unfälle, an denen Radfahrer be­
teiligt waren, haben sich im Jahre 1974 bisher 
eHügnet? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Rösch: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Leider hat mir das Statistische 
Zentralamt mitgeteilt, daß Zahlen über das 
Jahr 1974 zurzeit aus technischen Gründen 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck: Herr noch nicht vorliegen und auch nicht bekannt­
Bundesminister! Sie wollen es sich offensicht- gegeben werden können. Ich hätte lediglich 
lich mit den Sportschützen und auch mit den die Zahlen aus dem Jahre 1973. 
Jagdschützen nicht verderben. Aber ich meine, 
man muß berücksichtigen, daß man hier liest, 
daß auch wieder die unbefugte Inbetrieb­
nahme von Schrotgewehren durch Jugend­
liche zu schweren Unfällen führt, und 
ich erwähne noch einmal die Kleinkaliber­
waffen mit den Zielfernrohren, die ja heute 
eine unerhörte Tragweite und Treffsicherheit 
haben. Ich bin daher der Meinung, daß von 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Ofenböck: Das ist jetzt keine 
Zusatzfrage, sondern ich würde den Minister 
bitten, daß er die Zahlen aus dem Jahre 1973 
nennt, und ich würde den Herrn Präsidenten 
bitten, daß er mir aber dann meine zwei 
Zusatzfragen noch aufrechterhält. (Abg. 
Dr. Tu 11: Eine neue Methode!) 

809 
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Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Rösch: Für das Jahr 1973 
teilt das Statistische Zentral amt mit: 

Bei Verkehrsunfällen mit Personenschaden 
wurden insgesamt 2469 Personen getötet, 
davon 165 Radfahrer. 

Schwer verletzt wurden 16.337 Personen, 
davon 1106 Radfahrer. 

Leicht verletzt wurden 42.629 Personen, 
davon 3015 Radfahrer. 

kehrsentflechtung dazu führen könnten, daß 
die Zahl der Toten auf Grund von Radfahr­
unfällen, die derzeit gegeben ist, in Zukunft 
nicht mehr in diesem großen Ausmaß auf­
scheint? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Rösch: Ich muß leider zum 
wiederholten Male sagen, Herr Abge­
geordneter: Ich habe in Verkehrsfragen 
keinerlei Kompetenz. Die Kompetenz liegt bei 
den Ländern. Ich werde aber Ihrem Wunsch 

Verletzungen nicht erkennbaren Grades - entsprechend den Vertreter des Innen­
weil sie eben nicht gemeldet und nicht aus- ministeriums beauftragen, diese Frage bei der 
gewiesen wurden - gab es 9416, davon nächsten Verkehrssicherheitskonferenz zur 
482 Radfahrer. Diskussion zu stellen. 

Das ergibt insgesamt 70.851 geschädigte 
Personen - also getötet oder schwer, leicht 
oder unbestimmten Grades verletzt -, davon 
4768 Radfahrer. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Oienböck: Herr Bundes­
minister! Ich bin Ihnen sehr dankbar dafür, 
daß Sie meine Anfrage doch so beantwortet 
haben, daß ich mit den Ziffern etwas anfangen 
vermag, auch wenn sie das Jahr 1973 
betreffen. 

Meine erste schriftliche Anfrage habe ich -
wohl wissend, daß die Unfallziffern steigen 
werden, weil es moderner geworden ist, mit 
dem Rad zu fahren - schon im Jahre 1972 
an den zuständigen Bautenminister gerichtet. 
Im Jahre 1973 habe ich eine weitere Anfrage 
betreffend die Verbesserung der Möglich­
keiten, aus den Ballungszentren in die Nah­
erholungsgebiete zu gelangen, gestellt. Der 
größte Teil der Unfälle ereignet sich ja in 
der Nähe von Ballungszentren. Der Herr 
Bautenminister konnte mir aber leider keine 
befriedigende Antwort geben. 

Andererseits hat er auch, so darf ich das 
aus den tatsächlichen Gegebenheiten ent­
nehmen, keine Handlungen gesetzt. Diese 
Frage wurde auch anläßlich der Schlußver­
anstaltung einer Umweltschutzkonferenz, 
nämlich der Konferenz "Schöneres Osterreich" , 
am 30. Oktober in Graz behandelt. Es wurde 
ein Ehepaar prämiiert, weil dieses Ehepaar 
Radfahrwege von Graz aus vorgeschlagen und 
auch Vorschläge für eine Realisierung ange­
boten hatte. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Ofenböck: Herr Bundes­
minister! Würden Sie es nicht für zielführend 
halten, überhaupt eine Untersuchung zu 
diesem Problem, wie man denn in Zukunft 
den wahrscheinlich weiterhin steigenden Rad­
fahrerverkehr wird meistem können, durchzu­
führen? Ich meine das wiederum bezogen auf 
die Verkehrssicherheit, für die Sie zweifellos 
kompetent sind. Es handelt sich ja um die 
Verkehrssicherheit, um die Sicherheit, Herr 
Innenminister. Ich erinnere dar an, daß der 
Herr Finanzminister einen Vorschlag betref­
fend Energiesparmaßnahmen gemacht hat. Er 
meinte: Ein autoloser Tag. 

Herr Bundesminister! Ich meine: Es würde 
viel mehr energiesparend sein, wenn man den 
Leuten aus den Ballungszentren echte Mög­
lichkeiten verschafft, mit dem Fahrrad in die 
Erholungsräume zu gelangen. Würde das 
gemacht werden, hätten wir auch einen Bei­
trag in Richtung Energiesparmaßnahmen 
erreicht. Werden Sie, Herr Bundesminister. 
in dieser Richtung etwas unternehmen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Rösch: Herr Abgeordneter I 
Mir scheinen alle diese Uberlegungen sehr 
sinnvoll. Ich muß aber noch einmal betonen: 
Ich würde wahrscheinlich eine sehr grobe 
Rüge des Rechnungshofes bekommen, wenn 
ich für solche Vorhaben Geld ausgeben würde. 
Solche Gelder sind weder budgetiert, noch 
stehen mir solche ressortmäßig zu. 

Aber ich wiederhole: Ich werde den Ver-
treter des Innenministeriums für die nächste 

Was werden Sie, Herr Bundesminister, ver- Verkehrssicherheitskonferenz Weisungen ge­
anlassen, und zwar aus rein verkehrssicher- ben. Es sind dort auch die Vertreter sämt­
heitsmäßigen Gründen - ich kann Sie leider licher Bundesländer anwesend, die, nebenbei 
nichts anderes fragen -, damit in Zukunft bemerkt, immer sehr, sehr darauf bedacht 
solche Unfälle vermieden werden? Werden sind, daß in die Kompetenzen betreffend Ver­
Sie dem Herrn Bautenminister Vorschläge I kehrsfragen nicht eingegriffen wird. Ich habe 
unterbreiten, die bei einer vernünftigen Ver- schon einige Rügen seitens der Länder dies-
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Bundesminister Rösm 
bezüglich bekommen und will mich einer 
solchen Rüge nicht mehr aussetzen. Dort sind 
auch die Vertreter des Kuratoriums für Ver­
kehrssicherheit anwesend. Es sind dort auch 
die Vertreter verschiedener Bundes­
ministerien anwesend. Diese Konferenz 
hat aber nur beratenden Charakter. Sie kann 
Empfehlungen geben. Ich werde den Vertreter 
des Innenministeriums beauftragen, diese 
Gedankengänge bei dieser Verkehrs sicher­
heitskonferenz vorzutragen. 

Bundesministerium für Justiz 

Präsident: Anfrage 12: Herr Abgeordneter 
Egg (SPO) an den Herrn Bundesminister für 
Justiz. 

1740/M 

Sehen Sie eine Möglichkeit, die in der Kon­
kursordnung enthaltenen, von der Entwicklung 
seit längerer Zeit überholten Geldbeträge zu er­
höhen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Abgeordneter Egg! Wir wollen die von Ihnen 
erwähnten Grenzen für die Berücksichtigung 
von Dienstnehmerforderungen im Konkurs­
und Ausgleichsverfahren zusammen mit einer 
umfangreichen Wertgrenzenänderungsnovelle, 
die wir dem Hohen Haus vorschlagen werden, 
ebenfalls neu regulieren. Es handelt sich ja 
darum, daß wir. auch hinsichtlich der Abgren­
zung der Zuständigkeit zwischen Bezirks­
gerichten und Gerichtshöfen nach einer Reihe 
von Jahren wieder eine Wertgrenzenänderung 
vorschlagen werden. In diesem Zusammen­
hang wollen wir auch diese Grenzen für die 
Berücksichtigung von Dienstnehmerforderun­
gen neu ordnen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister! 
Auch im Rahmen der arbeitsgerichtlichen Ver­
fahren ist immer wieder festzustellen, daß die 
dort geltend zu machenden Verzugszinsen 
nicht mehr den derzeitigen Gegebenheiten 
entsprechen. Ist eine Regelung auch in dieser 
Richtung im Rahmen des Gesamtkomplexes 
in Aussicht genommen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Broda: Ich möchte jetzt 
dazu keine Erklärung abgeben. Wir werden 
auch diese Frage, soweit Anregungen an uns 
herangetragen werden, prüfen. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister! 
Bis wann kann mit der Beendigung der Vor-

arbeiten zur Vorlage einer entsprechenden 
Novelle im Haus gerechnet werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Broda: Wir wollen ihn 
Anfang kommenden Jahres zur Begutachtung 
aussenden, und ich rechne damit, daß wir in 
der Frühjahrssession des Nationalrates mit. 
dem Gesetzesvorschlag der Bundesregierung 
das Hohe Haus befassen werden. 

Präsident: Anfrage 13: Herr Abgeordneter 
Pay (SPO) an den Herrn Bundesminister für 
Justiz. 

1741/M 

Welchem Verwendungszweck werden die 
Räumlichkeiten des bisherigen Arbeitshauses in 
Maria Lankowitz nach Inkrafttreten des neuen 
Strafgesetzes am 1. Jänner 1975 zugeführtl 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord-
neter Pay! Es ist bekannt, daß mit 1. 1. 1975 
das Arbeitshaus für weibliche Arbeitshaus­
insassen Maria Lankowitz von Gesetz~s 

wegen aufgelöst wird. Wir haben nun fol­
gende Absicht: Nach eingehender Prüfung 
durch Begehung zur Prüfung der Verhältnisse 
an Ort und Stelle soll im bisherigen Arbeits­
haus Maria Lankowitz eine Außenstelle der 
Strafvollzugsanstalt Karlau, also der Straf-· 
vollzugsanstalt Graz, eingerichtet werden, und 
zwar wollen wir dort eine Okonomie, einen 
größeren landwirtschaftlichen Gutsbetrieb ein­
richten. 

Ich möchte ausdrücklich feststellen, daß 
dabei nur an Strafgefangene gedacht ist, die 
keinerlei Sicherheitsrisiko darstellen, wo ein 
Vollzug in einer Okonomie durchaus möglich 
und angebracht ist. 

Wir denken daran, eine ähnliche Einrich­
tung in Maria Lankowitz zu schaffen, wie sie 
sich in Rottenstein in Kärnten seit vielen Jah­
ren bestens bewährt hat, ebenso als Außen­
stelle von Stein in Meidling im Tal. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Pay: Herr Bundesminister! Ich 
danke für diese Antwort, und zwar deshalb, 
weil in den letzten Wochen, als bekannt 
wurde, daß dieses Arbeitshaus für weibliche 
Anzuhaltende aufgelöst wird, die unsinnigsten 
und tollsten Gerüchte im Raume von Maria 
Lankowitz und im Bezirk Voitsberg herum­
gegangen sind, vor allem in der Richtung, daß 
jetzt Schwerstverbrecher nach Lankowitz 
kommen sollen. Ich bin froh, daß Sie jetzt eine 
Antwort gegeben haben, mit der klargestellt 
wird, daß das nicht der Fall ist. 
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Pay 
Nun möchte ich fragen, Herr Bundes­

minister: Es werden sicherlich in dieser neuen 
Form der Verwahrung nicht alle Objekte 
und, ich glaube auch, wahrscheinlich nicht alle 
Grundstücke, die bisher der Justizverwaltung 
gehörten, weiter gebraucht werden. Sehen Sie 
eine Möglichkeit, daß hier zum Beispiel die 
Gemeinde Lankowitz Grundstücke zur Errich­
tung von Wohnhausbauten erwerben könnte? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

"An Herrn Präsidenten des Nationalrates. 

Der Herr Bundespräsident hat mit Entschlie­
ßung vom 25. November 1974, Z1. 12.483174, 
über meinen Vorschlag, gemäß Artikel 73 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 für die Dauer der zeitweiligen Ver­
hinderung des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten Dr. Erich Bielka, in 
der Zeit vom 26. November bis 1. Dezember 
1974, den Bundesminister für Justiz Doktor 

Bundesminister Dr. Broda: Ich möchte noch- Christian Broda mit dessen Vertretung betraut. 
mals sagen - und ich bin froh, daß ich das 
hier sagen darf -, daß wir jedes Sicherheits­
risiko ausschalten wollen. Landwirtschaftliche 
Betriebe haben sich im Rahmen des Strafvoll-
zugs bestens bewährt. Ich darf nur nochmals 
an das Beispiel Rottenstein in Kärnten er­
innern. Wir werden den bisherigen Altbau, 
das alte Schloß, für die Unterbringung von 
Gefangenen in der Okonomie nicht ver­
wenden. Die bauliche Instandsetzung würde 
zu große Mittel in Anspruch nehmen. Ich kann 
mir durchaus vorstellen, daß wir mit den ört­
lichen Gebietskörperschaften und den Gemein­
den in Verhandlungen eintreten, ob Teile der 
bisherigen Objekte anderweitig verwendet 
werden können. Ich sehe solchen Vorschlägen 
gerne entgegen. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Pay: Herr Bundesminister! 
Noch eine Frage. Darf ich erfahren, wie stark 
ungefähr die Belegung bei dieser neuen Form 
der Verwahrung sein wird. Denn diese Frage 
spielt auch eine gewisse Rolle in den Dis­
kussionen der letzten Wochen. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme, Mitteilung zu 
machen. 

Kreisky" 

Vom Herrn Bundeskanzler ist unter der 
Zahl 39.057-PrM174 vom 25. November nach­
stehendes Schreiben an den Herrn Präsidenten 
des Nationalrates eingelangt. 

"Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­
schließung vom 25. November 1974, 
Z1. 12.484/74, über meinen Vorschlag, gemäß 
Artikel 73 des Bundes-Verfassungs gesetzes 
in der Fassung von 1929 für die Dauer der 
zeitweiligen Verhinderung des Bundes­
ministers für Verkehr Erwin Lanc, in der Zeit 
vom 30. November bis 3. Dezember 1974, 
den Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Josef Staribacher mit dessen 
Vertretung betraut. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme, Mitteilung zu 
machen. 

Kreisky" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. - Ich ersuche 
Bundesminister Dr. Broda.: Herr Abgeord- den Herrn Schriftführer um die weitere Ver­

neter Pay! Nach den Unterlagen sehe ich, lesung. 

daß es etwa 25 bis 50 entsprechend aus- Schriftführer Dr. Fiedler: Von der Bundes­
gewählte Strafgefangene sein werden, die in regierung sind folgende Regierungsvorlagen 
dieser Okonomie arbeiten werden. eingelangt: 

Präsident: Die Fragestunde ist be endet. 

Einlauf 

Bundesgesetz über Maßnahmen zur Ein­
dämmung des Preisauftriebes (Preisgesetz) 
(1376 der Beilagen); 

Präsident: Die seit der letzten Haussitzung Bundesgesetz, mit dem das Lastverteilungs-
eingelangten Anfragebeantwortungen wurden gesetz 1952 geändert wird (1371 der Beilagen); 
den Anfragestellern übermittelt. Diese An-. 
fragebeantwortungen wurden auch vervielfäl- Bundesgesetz, mit dem das RohstofIlen-
tigt und an alle Abgeordneten verteilt. kungsgesetz 1951 geändert wird (RohstofIlen-

kungsgesetznovelle 1974) (1378 der Beilagen); 
Ich ersuche nun den Schriftführer, Herrn 

Abgeordneten Dr. Fiedler, um die Verlesung 
des Einlaufes. 

Schriftführer Dr. Fiedler: Vom Herrn Bun­
deskanzler ist folgendes Schreiben unter der 
Zahl 39.056-PrMI74 vom 25. November einge­
langt: 

Bundesgesetz, mit dem das IAKW-Finan­
zierungsgesetz geändert wird (1379 der Bei­
lagen); 

Bundesgesetz, mit dem das Marktordnungs­
gesetz 1967 geändert wird (Marktordnungs­
gesetz-Novelle 1974) (1380 der Beilagen); 
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Sduiltführer 
Bundesgesetz, mit dem das Landwirtschafts- zutreffen, ungeachtet des Zeitpunkts der Er­

gesetz geändert wird (Landwirtschaftsgesetz- eignisse, die zu ihrer Flucht geführt haben, 
Novelle 1974) (1381 der Beilagen); gleichen Rechtsschutz genießen. 

Bundesgesetz, mit dem das Lebensmittel­
bewirtschaftungsgesetz 1952 geändert wird 
(1382 der Beilagen). 

Ferner ist eine Vorlage betreffend Änderung 
der Regierungsvorlage 1112 der Beilagen zu 
den stenographischen Protokollen des 
Nationalrates XIII. GP betreffend den 
Notenwechsel über die Außerkraftsetzung des 
Notenwechsels zwischen der Osterreichischen 
Bundesregierung und der Regierung des Groß­
herzogtums Luxemburg vom 13. November 
1957 betreffend die Aufhebung des Paßzwan­
ges zwischen Osterreich und Luxemburg in der 
Fassung der Zusatzabkommen vom 20. Juni 
1959 und vom 8. Juli 1960 (Zu 1112 der Bei­
lagen) eingelangt. 

Präsident: Danke. - Ich werde die vom 
Herrn Schriftführer soeben als eingelangt 'be­
kanntgegebenen Regierungsvorlagen gemäß 
§ 41 Abs. 4 Gesdläftsordnung in der nächsten 
Sitzung zuweisen. 

1. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (1281 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Bundes­
gesetz über die Aufenthaltsberechtigung von 
Flüchtlingen im Sinne der Konvention über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge geändert 

wird (1363 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum 1. Punkt: Änderung des 
Bundesgesetzes über die Aufenthaltsberechti­
gung von Flüchtlingen im Sinne der Kon­
vention über die Rechtsstellung der Flücht­
linge. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Mondl. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Mondl: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Namens des Verfassungsaus­
schusses berichte ich über die Regierungs­
vorlage (1281 der Beilagen): Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über die Aufent­
haltsberechtigung von Flüchtlingen im Sinne 
der Konvention über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge geändert wird. 

Das Protokoll über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974, beseitigt den 
in der Konvention über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55//1955, fest­
gelegten Stichtag 1. Jänner 1951 und ge­
währleistet damit, daß alle Flüchtlinge, auf 
welche die Voraussetzungen der Konvention 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht nun 
eine Änderung des Bundesgesetzes über die 
Aufenthaltsberechtigung von Flüchtlingen im 
Sinne der Konvention über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge entsprechend der von Oster­
reich durch den Beitritt zum genannten Proto­
koll übernommenen staatsvertraglichen Ver­
pflichtung vor. Ferner sollen einige Bestim­
mungen des Stammgesetzes der ab 1. Jänner 
1975 auf Grund des Inkrafttretens des Straf­
gesetzbuches gegebenen Rechtslage angepaßt 
werden. 

Der Verfassungsaussdmß hat die Regie­
rungsvorlage vom 15. November 1974 der 
Vorberatung unterzogen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause die Annahme des 
Gesetzentwurfes zu empfehlen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(1281 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
wurde ich ermächtigt, zu beantragen, General­
und Spezialdebatte unter einem durchzuführen. 

Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 

Wir gelangen zur A b s tim m u n g über 
den Gesetzentwurf sowie Titel und Eingang 
in 1281 der Beilagen. 

Im bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der 
Fall. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Auch in dritter 
Lesung ein s tim m i g a n gen 0 m m e n. 

2. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (1098 der Bei­
lagen): Bundesgesetz über Stiftungen und 
Fonds (Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz) 

(1364 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum, 2. Punkt der 
Tagesordnung: Bundes-Stiftungs- und Fonds­
gesetz. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Hesele. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 
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